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Der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 280 Oktober 1970 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Br, Haidinger 
sowie der Bundesrichter Br, Gelhaar, Br, Mezger, 
Hermann und Br, Hiddemann

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 10, Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Düsseldorf vom 14, £uni 1968 
aufgehoben„

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten der Revision, an den 6, Zivilsenat 
des Berufungsgerichts zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger betrieb bis Mitte 1964 in seinem 
Hause S o ^ ^ ^ ,  G m B B  Straße VI eine Bäckerei 
und Konditorei, zu der auch eine Verkaufsfiliale in 
S o V H H M f e d  gehörte, Burch schriftlichen, Ende Mai 
oder Anfang Uuni 1964 abgeschlossenen Mietvertrag 
vermietete er zum 1, August 1964 den Beklagten im 
Hause Straße V  die von ihm bisher be­
nutzten gewerblichen Räume; die Filiale, die die Be-
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klagten nicht übernehmen wollten, führte er selbst 
weiter» Gleichzeitig mit dem Mietvertrag schlossen 
die Parteien über die Einrichtungsgegenstände des 
Betriebes einen Kaufvertrag ab, dessen maßgebliche 
Bestimmungen wie folgt lauten:

«1 )S.(Kläger) verkauft an die Eheleute 
Einrichtungsgegenstände aus der 

von ihm bisher betriebenen Bäckerei und 
Konditorei und der Verkaufsstelle So( 
G M ^ H Ü B s t r a ß e  die in der Anlage 1 beigefügten Liste aufgeführt sind, zum 
Preise von 50 000»- DM»
0 0 0 0 0

5» )Bie Einrichtung .»..» v/ird am 31 »7.1964 
übergeben» Bio übergebenen Gegenstände 
sind freies Eigentum von S. Die Käufer 
haben die Gegenstände im einzelnen besich­
tigt o Irgend eine Gewährleistung übernimmt 
So nicht» o o o. o "

Unstreitig wurde - entgegen Hr. 1 des Vertra­
ges - der Vertrags.urkünde bei Vertragsabschluß ei­
ne Liste der verkauften Einrichtungsgegenstände 
nicht boigefügt. Ben Parteien lag Jedoch bei den 
Vertragsverhandlungen, die in der damaligen Wohnung 
der Beklagten in H alBI (We®B.) geführt wurden, ein 
Verzeichnis vor, das als Anlage zur Bilanz des Klä­
gers für das Jahr 1962 das Inventar seines Gewerbes 
einschließlich desjenigen der Filiale auswies» Wel­
che Gegenstände im einzelnen in dem Verzeichnis als 
zum Hauptge schäft gehörig auf geführt waren, ist zwi­
schen den Parteien streitig. Am 3. August 1964 über­
gab der Kläger den Beklagten Geschäftsräume, Inventar

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 “

und Warenvorräte und händigte ihnen kurze Zeit spä­
ter ein nachträglich von ihm erstelltes Inventarver­
zeichnis aus, das - abgesehen von einem Verpackungs­
tisch, einem Schokoladentemperiergerät und vier Ge­
bäckwalzen, die versehentlich nicht aufgeführt, aber 
übergeben waren - die von den Beklagten übernommenen 
Binrichtungsgegenstände umfaßt*

Im vorliegenden Rechtsstreit hat der Kläger 
rückständige Kiete, den Rest des Kaufpreises für das 
Inventar und Nebenkosten in Höhe von 16 097?22 DK 
nebst 2insen geltend gemacht« Im Revisionsrechtszug 
besteht zwischen den Parteien kein Streit mehr dar-̂  
Über, daß petzt noch 15 504,86 DK - davon 15 117,56 DM 
Kaufpreisrest - offenstehen0

Die Beklagten haben gegenüber diesen Ansprüchen 
die Einrede des nichterfüllten Vertrages erhoben«Sie 
behaupten, die nachträglich erstellte sogenannte In­
ventarliste sei, worauf sie den Kläger von vorneher- 
ein hingewiosen hätten, unvollständig« Der Kläger ha­
be ihnen alle diejenigen Einrichtungsgegenstände ver­
kauft, die in der bei Vertragsabschluß benutzten, bis­
her von ihm trotz v/iederholter Aufforderung nicht vor­
gelegten Liste als zum Gewerbebetrieb und zur Hauptver­
kaufsstelle gehörend aufgeführt gewesen seien« Diese 
Liste habe über die bisher übergebenen Gegenstände 
hinaus zwei weitere Tiefkühltruhen, eine weitere Re­
gistrierkasse, zwei weitere Schnellwaagen und minde­
stens einen Gebäckfroster als zur Haupt Verkaufsstelle 
gehörig enthalten. Demgegenüber behauptet der Kläger,
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die Parteien seien sieh hei Vertragsabschluß über 
das verkaufte Inventar - die in der 
Straße 9  stehenden Gegenstände mit Ausnahme des 
Gebäckfrosters, auf den die Beklagten keinen Wert 
gelegt hätten - einig gewesen <> Biese Inventarstücke 
seien in der nachträglich erstellten Liste aufge- 
führt und auch übergeben worden» Hehr habe er - der 
Kläger - nicht verkauft» Bie zur Bilanz 1962 gehöri­
ge Liste sei für den Umfang des verkauften Inventars 
nicht maßgebend gewesen»

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen» Bas 
Berufungsgericht hat ihr im wesentlichen und ohne 
Vorbehalt stattgegeben» Hit der Revision erstreben 
die Beklagten in erster Linie Abweisung der Klage, 
hilfsweise Verurteilung Zug um Zug gegen Lieferung 
folgender neuwertiger Gegenstände:

2 Tiefkühltruhen
1 Registrierkasse
2 Schnellv/aagen
1 Gebäckfroster»

Ber Kläger beantragt die Zurückweisung der Re­
vision»

1» Bas Berufungsgericht stützt seine Entschei­
dung darauf, daß der Kläger die ihm obliegenden Lei-
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stungen aus dem Kaufvertrag erbracht habe und daher 
die von den Beklagten erhobene Einrede des nichter­
füllten Vertrages (§§ 320, 322 BGB) nicht durchgrei­
fe. Der Kläger habe den Beklagten alle diejenigen 
Sachen verkauft, die ihrer räumlichen Lage und wirt­
schaftlichen Zweckbestimmung gemäß im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses zu dem Gewerbebetrieb in der Grü- 
newalder Straße gehört und die die Beklagten als sol­
che gemäß Hr. 5 des Kaufvertrages besichtigt hätten. 
Lediglich der Gebäckfroster sei nach ergebnislosen 
Verhandlungen vom Verkauf ausgenommen und von dem be­
klagten Ehemann an den Kläger herausgegeben worden. 
Die nunmehr von den Beklagten noch beanspruchten Ge­
genstände hätten aber nach dem Ergebnis der Beweis­
aufnahme bei Vertrags Schluß nicht im Betrieb

Straße gestanden und seien demgemäß auch nicht 
an die Beklagten verkauft worden.

2. Die Revision, die im wesentlichen Widersprüch­
lichkeit des angefochtenen Urteils, mangelnde Sachauf­
klärung und tibergehen von Beweisantritten rügt, hat 
Erfolg.

a) Lie Beklagten hatten sich zum Nachweis für 
ihre Behauptung, daß nach dem übereinstimmenden Par­
teiwillen nicht diejenigen Sachen, die bei Vertrags­
abschluß in der Straße standen, sondern
alle diejenigen Einrichtungsgegenstände, die in der 
bei den Verhandlungen benutzten L i s t e  als zum 
Hauptgeschäft gehörig ausgewiesen waren, Gegenstand 
des Kaufvertrages sein sollten, auf das Zeugnis der 
Eheleute Bernhard berufen (GA Bl. 308). Die-
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sen Zeugen? die ebenfalls an dem hier fraglichen 
Kaufobjekt interessiert gewesen seien? habe der, Klä­
ger bei den Verhandlungen dieselbe Inventarliste 
vorgelegt, die auch Gegenstand des Kaufvertrages 
zwischen den Parteien gewesen sei und die hier strei­
tigen Inventarstücke enthalten habe* Zu Recht rügt 
die Revision? daß das Berufungsgericht diesen Be- 
v/eisantritt unberücksichtigt gelassen hat (§ 286 ZPO)< 
Denn wenn der Kläger den Eheleuten etwa zur
gleichen Zeit eine derartige liste vorgelegt haben 
sollte, so läge es jedenfalls nahe, daß diese liste 
üüch bei den Verhandlungen zwischen den Parteien ber- 
nutzt und zum Inhalt des Kaufvertrages gemacht wor­
den war,

b) Zu Recht rügt die Revision außerdem, daß 
das Berufungsgericht das Angebot der Maklerfirma 
Br, S l d B  & Co, nach den schriftlichen Urteils­
gründen nicht in seine Erwägungen einbezogen hat.
In diesem Angebot, das die Parteien zusammengeführt 
hatte und das sich auf den gesamten Gewerbebetrieb 
bezog, v/arcn u,a, als zum Inventar gehörig drei neu­
wertige Tiefkühltruhen zum Verkauf angeboten wor­
den, Ba nach den eigenen Angaben des Klägers in der 
Filiale nur eine Tiefkühltruhe stand (eine weitere, 
von der Pirma leihweise überlassene schied
für eine käufliche Übernahme aus) und da unstreitig 
der Kläger den Beklagten nur eine Tiefkühltruhe 
übergeben hatte, mußte sich die naheliegende Fra­
ge aufdrängen, ob nicht der Kläger den Beklagten 
eine weitere Truhe verkauft, aber nicht Übergeben
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hatte» Entsprechendes gilt hinsichtlich der im An­
gebot zura Verkauf angebotenen vier neuwertigen 
Schnellv/aagen; da in der Filiale nur eine Waage 
stand, nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts aber nur zwei Waagen übergeben sind, stell­
te sich auch hier die Frage nach dem Verbleib der 
vierten Waage» Im Hinblick darauf, daß die Beklag­
ten die Einrede des nichterfüllten Vertrages u,a« 
auch auf die unterbliebene Übergabe je einer ver­
kauften Tiefkühltruhe und Bchnellwaage stützen, 
hätte das Berufungsgericht auch das Maklerangebot 
nicht unberücksichtigt lassen düx'fen (§ 286 ZPO)*

c) Zwar betreffen beide Revisionsrügen nur In­
diztatsachen o Es darf jedoch nicht außer acht gelas­
sen werden, daß auch sonstige unstreitige Umstände 
die Sachdarstellung dor Beklagten jedenfalls nicht 
von vornherein abwegig erscheinen lassen» So waren 
nach dem Wortlaut der Nr. 1 des von beiden Parteien 
Unterzeichneten Vertrages nicht die in der Grünewal- 
der Straße befindliche Einrichtung, sondern aus die­
sem Teil des Gewerbebetriebes bestimmte Einriehtungs- 
gegenständo nach Maßgabe einer l i s t e  an die Be­
klagten verkauft, - wenn auch unstreitig eine solche 
Mste entgegen Nr. 1 der Vertragsurkunde selbst 
nicht beigefügt war. Soweit das Berufungsgericht in 
diesem Zusammenhang auch darauf abstellt, die Be­
klagte habe die Gegenstände besichtigt, ist immer­
hin zweifelhaft, ob sich der entsprechende Hinweis 
in Nr. 5 des Vortrages überhaupt auf die in Nr» 1 
geregelte Abgrenzung des KaufgegenStandes und nicht
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vielmehr nach seinem systematischen Zusammenhang 
auf die in ffr. 5 geregelte Ausgestaltung etwaiger 
Gewährleistungsansprüche bezog» Schließlich ist 
auch nicht zu verkennen, daß es im allgemeinen ge­
schäftlicher Gepflogenheit entspricht, ein derartig 
umfangreiches Inventar jedenfalls dann nach einer 
Inventarliste zu verkaufen, wenn - wie hier - die 
Verhandlungen nicht an Ort und Stelle geführt und 
demgemäß die Gegenstände auch nicht sofort überge­
ben wurden» Im Hinblick darauf, daß.somit immerhin 
bereits gewisse Anhaltspunkte für das Vorbringen der 
Beklagten sprachen und zudem unstreitig die Parteien 
bei Vertragsabschluß jedenfalls eine Inventarliste 
verwendet haben, durfte das Berufungsgericht daher 
den.Beweisantritt und das Maklerangebot nicht unbe­
rücksichtigt lassen»

3« Da somit die Sache noch weiterer Aufklärung 
bedarf, kann das angefochtene Urteil keinen Bestand 
haben» Bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung 
wird das Berufungsgericht Gelegenheit haben, gegebenen­
falls auch der für die Beweislastvorteilung maßgebli­
chen Frage nachzugehen, ob die Beklagten, wie der Klä­
ger behauptet hat, zunächst das Inventar bei der Über­
gabe als Erfüllung des Kaufvertrages angenommen ha­
ben (§ 363 BGB), oder ob die Beklagten, wie sie ih­
rerseits unter Beweisantritt (GA Bl» 225) vorgetra­
gen höben, schon alsbald nach der Geschäftsübernahme 
die Unvollständigkeit des ihnen übergebenen Inven­
tars gerügt und von dem Kläger die Vorlage des nach 
ihrer Ansicht für den Umfang des verkauften Inven­
tars maßgeblichen Inventarverzeichnisses verlangt hat­
ten»
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4» Das angefoehtene Urteil war daher aufzuheben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurUckzuver- 
v/eisen, da3 auch über die Kosten der Revision zu 
entscheiden hat. Es erschien angemessen, von der 
Befugnis des § 565 Abs« 1 Satz 2 ZPO Gebrauch zu ma­
chen.

Dr. Haidinger Dr. Gelhaar Dr. Mezger

Mormann Dr. Hiddemann
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